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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
Büro-NR Büro des Nationalrates
Büro-SR Büro des Ständerates
GRECO Staatengruppe gegen Korruption

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
Bureau-CN Bureau du Conseil national
Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats
GRECO Group d'états contre la corruption
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

Ende August 2020 legte das Büro-NR seinen Bericht zum Postulat der Grünen Fraktion
zur Sicherstellung der Offenlegung der Interessenbindungen von
Parlamentsmitgliedern vor. Einleitend stellte das Büro fest, dass die Frage nach den
Verbindungen zwischen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft immer mehr in den Fokus
der Medien und der Öffentlichkeit gelange und eine grössere Transparenz gefordert
werde. Auch die Empfehlungen der GRECO bezüglich einer verstärkten
Korruptionsprävention im Parlament wurden im Bericht einleitend erörtert. Begrüsst
werde von der Staatengruppe insbesondere die Idee der beiden Büros (NR und SR),
einen Leitfaden mit den Rechten und Pflichten der Parlamentsmitglieder zu erstellen,
der erstmals für die 51. Legislatur verteilt worden war. Freilich bedaure die GRECO,
dass es keine Deklarationspflicht für finanzielle Interessen gebe, wie sie etwa im
Europarat neu umgesetzt würde. In der Tat müssen die Mitglieder der
parlamentarischen Versammlung des Europarates sämtliche Einkünfte aus Beruf,
Mandat oder Zuwendungen, die mit dem Parlamentsmandat im Zusammenhang stehen,
offenlegen – was auch in einer parlamentarischen Initiative Rytz (gp, BE) für das
Schweizer Parlament gefordert werde (Pa.Iv. 19.473).
Der Bericht zählte die momentan geltenden Regeln auf. Beim Antritt ihres Amtes
müssen alle Parlamentsmitglieder ihre Interessenbindungen offen legen, damit
überprüft werden kann, ob Unvereinbarkeiten bestehen. Die Interessenbindungen
werden seit 1985 von den Parlamentsdiensten in einem Register festgehalten, das seit
2002 im Internet veröffentlicht wird. In Beratungen der Räte oder der Kommissionen
muss zudem auf persönliche Befangenheit mündlich hingewiesen werden. Das
Parlamentsgesetz sehe aber auch vor, dass im Falle eines Konfliktes zwischen
Transparenz und Berufsgeheimnis Letzteres vorgehe. 
Das Büro-NR wies in seinem Bericht weiter darauf hin, dass in der in einer
Sammelvorlage vorgenommenen Änderungen des Parlamentsgesetzes auch die
Offenlegungspflichten erweitert worden seien. So müssen nicht nur die beruflichen
Tätigkeiten, sondern auch der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin offengelegt werden,
falls ein Anstellungsverhältnis besteht. Zudem muss deutlich gemacht werden, ob ein
Nebenmandat ehrenamtlich oder bezahlt ausgeführt wird – freilich aber nicht die Höhe
der Bezahlung. Vermerkt werden zudem alle Reisen der Parlamentsmitglieder, wenn
diese auf Kosten des Bundes gehen.
In den Augen des Büros-NR genügten diese Regelungen, die auch auf die bei
weitergehenden Forderungen immer wieder geforderte Eigenverantwortung der
Ratsmitglieder baue. Freilich stünden in naher Zukunft zahlreiche Geschäfte an, mit
denen die Diskussion um mehr Transparenz im Parlament weitergeführt würde.
Genannt wurde etwa die Transparenz-Initiative und der indirekte Gegenvorschlag der
SPK-SR, die parlamentarischen Initiativen Berberat (sp, NE; Pa.Iv. 15.438), Moret (fdp,
VD; Pa.Iv. 15.433), Reynard (sp, VS; Pa.Iv. 18.476), Masshardt (sp, BE; Pa.Iv. 18.492), Meyer
(sp, ZH; Pa.Iv. 19.462), Rytz (Pa.Iv. 19.473 und Pa.Iv. 19.491) und Rieder (cvp, VS; Pa.Iv.
19.414) sowie eine Kommissionsmotion der SPK-SR (Mo. 20.3911). 1

RAPPORT
DATE: 26.08.2020
MARC BÜHLMANN

Organisation du Parlement

Sowohl die SPK-NR als auch die SPK-SR gaben einer parlamentarischen Initiative Caroni
(fdp, AR) Folge, die mehr Transparenz über Mandate von Lobbyisten verlangt. Das
Begehren, das nach der Wahl Caronis in den Ständerat von seiner ehemaligen
Nationalratskollegin Isabelle Moret (fdp, VD) übernommen worden war, verlangt eine
Präzisierung der Funktion von Personen mit Zutrittskarten zum Bundeshaus. Zwar
müssten Inhaber, dieser von Parlamentarierinnen und Parlamentariern vergebenen
Badges, bereits heute ihre Funktion angeben, wobei dort die Bezeichnung "Gast",
"persönlicher Mitarbeiter" oder im Falle von Lobbyisten die auftraggebende
Organisation angegeben wird. Dabei bleibe aber bei den Lobbyisten im Dunkeln – so
Caroni in seiner Begründung –, welche Interessen sie im konkreten Fall vertreten;
angegeben werde eine Public-Affairs-Unternehmung, bei der ein Lobbyist tätig sei,
nicht aber das einzelne Mandat, für das er aktiv sei. Die SPK-NR sprach sich für dieses
Anliegen aus und gab in einer Medienmitteilung an, sich mit 14 zu 10 Stimmen bei einer
Enthaltung für eine solche Präzisierung ausgesprochen zu haben. Die

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 25.08.2016
MARC BÜHLMANN
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Schwesterkommission zog im August 2016 nach und gab der Initiative ebenfalls mit 10 zu
1 Stimmen bei einer Enthaltung Folge und versprach, sich aufgrund der
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) (15.438) der Sache anzunehmen und eine
Gesetzesvorlage betreffend Lobbytätigkeit auszuarbeiten. 2

Nachdem die SPK-NR im August 2018 noch eine Fristverlängerung für die Umsetzung
der parlamentarischen Initiative Caroni (fdp, AR) verlangt hatte – weil der Appenzeller
Freisinnige im Herbst 2015 in den Ständerat gewählt worden war, war der Vorstoss in
der Zwischenzeit von Isabelle Moret (fdp, VD) übernommen worden –, die ihr der
Nationalrat in der Sommersession 2018 gewährt hatte, schlug die Kommission Ende Mai
2019 vor, den Vorstoss für mehr Transparenz über Mandate von Lobbyisten
abzuschreiben. Sie begründete den Abschreibungsantrag damit, dass der Ständerat in
der Zwischenzeit einen von der SPK-SR ausgearbeiteten Entwurf angenommen hatte,
der auf der sehr ähnlich lautenden parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE;
15.438) beruhte. Das Anliegen der Initiative Caroni sei in diesem ständerätlichen
Erlassentwurf aufgenommen, weshalb es abzuschreiben sei, so die SPK-NR. Gleichzeitig
empfahl sie mit 12 zu 8 Stimmen (3 Enthaltungen), auf den ständerätlichen Entwurf, der
verlangt, dass Lobbyistinnen und Lobbyisten, die von einem Parlamentsmitglied mit
einem Zutrittsausweis ausgerüstet werden, ihre Aufträge transparent machen müssen,
nicht einzutreten. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 23.05.2019
MARC BÜHLMANN

1) Bericht Büro-NR vom 26.8.2020
2) Medienmitteilung SPK-N vom 15.4.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 26.8.2016
3) AB NR, 2018, S. 1727 ; Bericht SPK-N vom 17.8.18 ; Bericht SPK-N vom 23.5.19
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